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Nadja Pastega

Die Schulen melden immer neue
Corona-Fälle. Darunter sind auch
Ansteckungen mit der mutierten
Virus-Variante B.1.1.7. Vier Schu-
len im Kanton Zürich mussten
schliessen, in Frauenfeld wurden
rund 100 Schüler in Quarantäne
geschickt, in Cham ZG sind Eltern,
Lehrer und Schüler zweier Klassen
im häuslichen Lockdown.

Derzeit wird unter Wissen-
schaftlern verbissen die Frage dis-
kutiert: Wie gefährlich sind offe-
ne Schulen in der Pandemie tat-
sächlich? Einigkeit besteht nicht.
Doch in Teilen der Lehrerschaft
steigt die Angst vor einer Anste-
ckung. Diese Woche wurde der
Verband SekZH, der 700 Sek-Leh-
rer im Kanton Zürich vertritt, beim
Volksschulamt vorstellig und de-
ponierte seine Forderungen. «Die
neue Virus-Variante bereitet uns
Sorgen», sagt Verbandspräsident
Daniel Kachel. «Wir möchten die
Schulen zwar so lange offen hal-
ten wie möglich, aber unter den
gegebenen Umständen unterstüt-
zen wir Fernunterricht.»

Auf nationaler Ebene machen
auch der Deutschschweizer Leh-
rerverband LCH und die West-
schweizer Gewerkschaft SER
Druck. Sie gelangten diese Woche
mit einem gemeinsamen schriftli-
chen Aufruf an die Öffentlichkeit.
Die Lehrerinnen und Lehrer seien
«eine systemrelevante und beson-
ders exponierte Berufsgruppe»,

heisst es darin. Deren Gesundheit
müsse besser geschützt werden.
Die Forderungen der Lehrerge-
werkschaften: Gratis-FFP2-Mas-
ken, prioritärer Zugang zum Imp-
fen und weniger Kontakte – also
ein Zurückfahren des bisherigen
Präsenzunterrichts.

Unisono haben die Lehrerver-
bände bisher beschworen, die
Schulen so lange wie möglich of-
fen zu lassen. Denn beim Lock-
down im Frühling hatte sich ge-
zeigt, dass viele Kinder abgehängt
wurden. Gemäss einer Erhebung
der Pädagogischen Hochschule
Zug lernte rund jeder dritte Schü-
ler im Homeschooling zu wenig –
oder fast gar nichts.

«Jene, die zur Risikogruppe
gehören, mussman schützen»

Nun haben die Gewerkschaften
ihre Meinung geändert. Bei einer
weiteren Verschlechterung der
Lage, schreiben sie, müssten
«Massnahmen wie Fernunterricht
in Betracht gezogen werden». Doch
an der Basis wird das längst nicht
überall mitgetragen, wie sich jetzt
zeigt. Manche Lehrer wehren sich
gegen Unterricht im Schichtsystem
und den Wechsel vom Präsenz-
zum Fernunterricht. «Ich finde die-
se Jammertiraden und diese Ängst-
lichkeit zutiefst peinlich», sagt
Alain Pichard, 65, Oberstufenleh-
rer im Kanton Bern. «Jene, die zur
Risikogruppe gehören, muss man
schützen – aber alle anderen Leh-
rer gehören jetzt in die Schulzim-

mer! Das sehen die meisten mei-
ner Kollegen auch so.»

Wie zum Beispiel der Bieler Leh-
rer Reto Sommer, 43. Auch er unter-
richtet Oberstufenschüler. Sie sind
zwischen 13 und 15 Jahre alt. Fern-
unterricht? Sommer winkt ab. «Ich
will in die Schule zu den Kindern.»
Die Jugendlichen litten unter der
Corona-Krise, könnten ihren Hob-
bys nicht mehr nachgehen, die
Schule sei einer der wenigen Orte,
an dem sie noch Kontakte hätten.
«Die werden fast wahnsinnig»,
warnt Sommer. «Mir tun die jun-
gen Menschen unglaublich leid.»

Auch dass sich die Lehrer beim
Impfen vordrängen und prioritä-
ren Zugang zu den Impfdosen wol-
len, ist für Sommer unhaltbar. «Ich
muss mich nicht bevorzugt imp-
fen lassen. Man muss jetzt die
Menschen impfen, die am Virus
sterben könnten, die über 85- oder
über 65-Jährigen.»

Die Ängstlichkeit der Lehrer
finden auch Eltern übertrieben

Mit dieser Kritik ist er nicht allein.
Auch Pichard wehrt sich gegen eine
Vorzugsbehandlung beim Impfen,
wie sie die Lehrergewerkschaften
verlangen. «Das ist ein Affront
gegenüber anderen Berufsgruppen

wie Verkäuferinnen, Polizisten,
Bus-Chauffeuren oder Mitarbeiten-
den in Kitas, die ebenfalls stark ex-
poniert sind.» Wer solche Forde-
rungen aufstelle, festige «das Image
der Lehrerschaft als ständige Jam-
merbranche», sagt Pichard. «Damit
zerstören diese Leute auch den
enormen Goodwill, den die Schule
im ersten Lockdown erfahren hat.»

Dass bereits zum Rückzug in
den Fernunterricht geblasen wird,
sorgt auch bei Eltern für Frust.
«Mich ärgert diese Ängstlichkeit
der Lehrer total», sagt Karin Ge-
stach, Mutter eines 13-jährigen Bu-
ben und von Beruf Zahnärztin.
«Sie sind nicht exponierter als je-
der, der den vollen ÖV benützen
muss – zusammengepfercht wie
Sardinen.» Die Lehrerinnen und
Lehrer seien alle im erwerbsfähi-
gen Alter. «Wer keine Vorerkran-
kung hat und Nichtraucher ist, ge-
hört schlicht nicht zur Risikogrup-
pe. Ich sehe nicht ein, warum sie
da in den Fernunterricht sollen»,
sagt Gerlach.

Auch für Kinderarzt Christoph
Berger, Leiter der Eidgenössischen
Impf-Kommission, ist klar: Man
muss möglichst vermeiden, dass
die Schulen auf Distanzlernen um-
stellen. «Das Risiko ist jetzt nicht
zu gross, sie offen zu halten.» Nur
wenn die Übertragungen des Vi-
rus zunehmen würden und lokal
nicht begrenzt seien, brauche es
weitere Einschränkungen, sagt Ber-
ger. «Man muss jetzt nicht im gros-
sen Stil Schulen schliessen.»

Viele Lehrerwollen Schulen
unbedingt offen halten

Die Forderung der Verbände nach prioritärem Zugang zur Impfung und
nach Fernunterricht wird nicht von allen Lehrpersonenmitgetragen

In Teilen der Lehrerschaft steigt die Angst vor einer Ansteckung: Unterricht an einer Kantonsschule Foto: Keystone

«Lehrer gehören
jetzt ins
Schulzimmer»:
Oberstufen
lehrer
Alain Pichard, 65

Herr Rupert, Sie haben weltweit
Schlagzeilen gemacht,
weil Sie sich im Kanton Thurgau
gegen Corona impfen liessen,
obwohl Sie Südafrikaner
sind und in der Schweiz nur
in Genf einenWohnsitz haben.
Wie kam es dazu?
Ich fragte in meiner Firma, ob es
eine Möglichkeit gibt, sich hier le-
gal impfen zu lassen. Dann kam
die Idee mit den Testimpfungen
im Kanton Thurgau auf. Das war
ein Fehler, aber es war legal.
Hoffentlich.
Es gibt immer wieder Leute, die
kommen zu Impfstoffen, obwohl
sie eigentlich nicht berechtigt wä-
ren. Ein Freund von mir, er wohnt
in Zürich, hat gesagt, er lasse sich
nächste Woche impfen, und er ist
55-jährig.
Warum hatten Sie es
überhaupt so pressant,
sich impfen zu lassen?
Im November und im Dezember
letzten Jahres gab es noch sehr vie-
le Impfskeptiker. Aber wir leben
in einer freien Gesellschaft, wir
können das Impfen nicht befeh-
len. Wir von Richemont haben
9000 Angestellte in der Schweiz,
plus 5000 weitere, die uns zulie-
fern. Alle machen Social Distan-
cing und sollten möglichst zu
Hause bleiben. Aber wenn wir
wollen, dass die Wirtschaft wie-
der läuft, dann muss man auch
wieder reisen können. Das geht
nur mit einer Impfung.

Klar, aber was hat dasmit Ihnen
persönlich zu tun?
Unsere Personalabteilung hat vor-
geschlagen, dass wir Führungskräf-
te ein Beispiel geben und uns so
bald wie möglich impfen lassen
sollen, damit die Leute keine Angst
mehr haben. Sonst ginge das viel
zu lange. Ich habe hier in Genf eine
Freundin, sie ist Anwältin, die frag-
te bei ihrer Ärztin nach, wie sie zu
Impfstoff kommen könnte. Die
Antwort der Ärztin lautete, sie sol-
le sich ja nicht impfen lassen, das
sei zu gefährlich, der Impfstoff sei
nicht erprobt. Noch im November
wollten sich in Frankreich 40 Pro-
zent der Leute nicht impfen lassen.
Es ist verrückt, es gibt so viele Impf-
skeptiker.
Sie wollten also Vorbild sein.
Wie lief denn Ihre Reise ab? Sie
mussten doch als Südafrikaner
erst einmal in Quarantäne.
Haben Sie das gemacht?

Natürlich. Zuerst habe ich schon
vor der Abreise in Südafrika einen
PCR-Test gemacht. Nachdem ich
am 23. Dezember in Genf ange-
kommen bin, bin ich sofort in
Quarantäne gegangen. Ausser den
drei Angestellten in meinem
Haus, denen ich nie näher als zwei
Meter kam, habe ich bis zu mei-
ner Impfung am 11. Januar nie-
manden getroffen. Ich bin sehr
vorsichtig.
Wie sind Sie denn in den
Thurgau gekommen?
Von Genf aus bin ich mit dem Auto
die dreieinhalb Stunden in den
Kanton Thurgau gereist. Einmal,
nach der Impfung, habe ich ange-
halten, um zu tanken.
Wieso sollen Sie überhaupt
in der Schweiz geimpft werden?
Sie sind doch Südafrikaner.
Ich bin seit 31 Jahren in der
Schweiz, zahle meine Steuern und
meine Krankenkasse hier. Wir ha-
ben auch den Hauptsitz unserer
Firma Richemont von Zug nach
Genf verlegt.
Wie wird das jetzt weitergehen,
wie kommen Sie zur zweiten
Impfung? Reisen Sie wieder
in den Kanton Thurgau?
Das weiss ich im Moment nicht.
Wir suchen noch immer nach einer
Lösung.
Sie sagen, Sie gehören wegen
Herzproblemen, Diabetes und
Übergewicht zur Risikogruppe.
Wie erlebten Sie bisher
die Corona-Zeit?
Diabetes und Herzprobleme stim-
men, das mit dem Übergewicht
sagt nur mein Arzt. Ich bin seit
März in der Isolation. Ich will auf
keinen Fall das Virus bekommen.
Ich trage immer Masken. Manch
einer meiner Freunde nennt mich
paranoid und lacht mich aus. Ich
gehe auch jetzt nicht raus, bis es,
dank der Impfung, eine Herden-
immunität gibt. Ich war seit zehn
Monaten nicht mehr im Restau-
rant.
Warum haben Sie sich nicht
in Südafrika impfen lassen?
In Südafrika gibt es fast keinen
Impfstoff. Darum wollte ich mich
dort nicht impfen lassen, damit es
nicht heisst, ich dränge mich vor
und kaufe die Impfung.
Bisher gibt es praktisch nur
in reichen Ländern Impfstoff.
Helfen Sie mit, dass auch
ärmereMenschen in der
DrittenWelt zu einem Impfstoff
kommen?
Ja, ich engagiere mich in Südafri-
ka für das Projekt von Aspen Phar-
macare, das dafür sorgen soll, dass
wir in Port Elizabeth grosse Men-
gen von Impfstoff – 300 Millionen
Dosen pro Jahr – herstellen kön-
nen. Der Impfstoff sollte in Kürze
zugelassen werden. Er hat den
Vorteil, dass er nicht bei minus
70 Grad gelagert werden muss wie
der von Pfizer, sondern nur bei mi-
nus 2 Grad. Eine unserer Tochter-
gesellschaften ist involviert in die
Logistik der Zustellung. Ich habe
zugesichert, dass wir das gratis ma-
chen werden.
Sie habenmit Ihrer Impfung
viel Aufsehen erregt, und es
gab viele negative Reaktionen.
Hatte die Geschichte auch
ihr Gutes?
Das Gute an der Geschichte ist,
dass nun wirklich jeder bei Riche-
mont – und wohl auch jeder in der
Schweiz –inzwischen weiss, dass
ich geimpft bin und dass ich dafür
weit gereist bin.

Arthur Rutishauser

«Daswar ein Fehler,
aber eswar legal»
Multimilliardär Johann Rupert liess sich

im Thurgau gegen Corona impfen, obwohl er
dort nicht wohnt. Jetzt bereut er es

«Wir leben in einer
freien Gesellschaft,
wir können
das Impfen nicht
befehlen»

Johann Rupert, 70, ist Präsident
der Konzerne Richemont und
Remgro, die LuxusMarken wie
Cartier, Montblanc sowie die
HirslandenSpitäler besitzt Foto: Getty
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Anzeige

Denis von Burg

«Wo ist Marco Chiesa?», fragen sich
SVPler landauf, landab. Zitieren
lassen will man sich nicht. Doch in
vielen Kantonalparteien stellt man
besorgt fest, dass der im letzten
August ins Amt gekommene Chef
der wählerstärksten Partei bisher
eher dünne Bretter gebohrt habe.

Die wenigen Lebenszeichen er-
schöpfen sich in einem soliden,
aber wenig inspirierten Auftritt in
der Präsidenten-«Arena» Anfang
Januar und einem Interview in der
NZZ. Diese fragte ihn, wo er denn
überhaupt stecke. Dazu kamen ein
Forumsbeitrag in einer Zeitung
und zwei wütende Medienmittei-
lungen der SVP-Parteileitung
gegen die Corona-Politik des Bun-
desrats, die Chiesa mitunterschrie-
ben hat. Nach Präsident Albert
Röstis Rücktritt dümpelte die SVP
monatelang ohne Führung dahin.
Doch Chiesa füllt das Vakuum bis-
her nicht.

Er soll den Oppositionskurs
der SVP beenden

Jetzt reicht es den Ersten in der
SVP-Basis. Die Berner SVP will in
der Parteileitung intervenieren und
verlangt eine klare Führung durch
den neuen Präsidenten. Die Ber-
ner SVP-Generalsekretärin Aliki
Panayides sagt: «Wir erwarten,
dass Herr Chiesa das Ruder nun
entschlossen in die Hand nimmt.»
Man will das in der nationalen Par-
teileitung, wo Bern als eine der
grössten Kantonalparteien vertre-
ten ist, thematisieren.

Es wird nicht bei der Aufforde-
rung nach mehr präsidialer Prä-
senz bleiben. Der SVP steht eine
neue Kursdiskussion ins Haus, die
an den Streit zwischen Christoph
Blocher und Adolf Ogi erinnert.
Die Berner verlangen nichts weni-
ger, als dass Chiesa den Opposi-
tionskurs der SVP beende und die
Partei wieder zu einer Regierungs-
partei mache. In Bern, so Panayi-

des, habe eine SVP-Mitgliederbe-
fragung ergeben, «dass sich die Ber-
ner SVP-Basis eine klare Positio-
nierung als lösungsorientierte Bun-
desratspartei wünscht. Sie verbin-
det mit der Wahl von Marco Chie-

sa zum SVP-Präsidenten die Hoff-
nung, dass die SVP als solche klar
sichtbar wird und eine zuverlässi-
ge politische Linie fährt.»

Mehr noch: Die Berner ver-
langt, dass Chiesa jene in der Par-

tei, welche die SVP als Opposi-
tionskraft verstehen, an die Kan-
dare nimmt: «Die Oppositions-
kräfte in der Partei haben die Auf-
gabe, auf Missstände hinzuwei-
sen, die Partei als Ganzes muss

aber auch zu Lösungen Hand bie-
ten», sagt Panayides. Auch das
werde man in der Parteileitung
deponieren.

Denn in Bern stellt man mit
Sorge fest, dass in der SVP die
Heisssporne das Zepter überneh-
men. Allen voran Fraktionsschef
Thomas Aeschi reiht einen gifti-
gen Auftritt an den anderen, kri-
tisiert die Corona-Politik des
Bundesrats und der eigenen
Regierungsräte so radikal, dass er
sich an der virtuellen Albisgütli-
Tagung vom eigenen Bundesrat
Guy Parmelin hat abmahnen las-
sen müssen. Die Corona-Mass-
nahmen seien absolut nötig, To-
talopposition sei fehl am Platz,
meinte Parmelin und widerlegte
damit auch gleich Aeschis Behaup-
tung, Parmelin habe sich im Bun-
desrat gegen die Massnahmen ge-
stellt und stütze den Oppositions-
kurs seiner Partei.

Chiesa soll sich über Aeschis
Auftritte aufgeregt haben

Wohin der Richtungsstreit führt
und vor allem wo Chiesa genau
steht, ist indes unklar. Intern hat
sich Chiesa gemäss mehreren
Quellen über die heftigen Auftrit-
te von Fraktionschef Aeschi ener-
viert. Und in der Parteileitung, so
wird erzählt, werde er von Aeschi
und Magdalena Martullo Blocher
dominiert und ausgespielt, sodass
er der Partei gar kein neues Gesicht
geben könne. Andererseits bleibt
Chiesa in seinen wenigen Auftrit-
ten unverbindlich oder stützt
Aeschis heftige Kritik an der Bun-
desratspolitik.

Chiesa war für eine Stellung-
nahme nicht erreichbar. Klar ist
aber: Der Druck auf ihn, die SVP
mindestens im Ton wieder kon-
zilianter zu machen, nimmt zu.
Selbst Vizepräsident und Natio-
nalrat Franz Grüter meinte kürz-
lich, die Verlautbarungen seien in
letzter Zeit wohl etwas sehr deut-
lich gewesen.

In der SVPbahnt sich einRichtungsstreit an
Der neue Parteipräsident Marco Chiesa führt nicht so stark, wie sich das manche wünschen.

Deshalb brechen alte Konflikte und Rivalitäten wieder auf

Ist seit seinem Amtsantritt im August kaum in Erscheinung getreten: SVP-Präsident Marco Chiesa Foto: Keystone

Volle Arbeit, aber nur 80 Prozent
Lohn: Dies fordert SVP-National-
rat Andreas Glarner für alle Parla-
mentarier. Sie sollen indiesemJahr
auf 20 Prozent ihrer Bezüge ver-
zichten. Er kündigt an, in der nächs-
tenSessioneinenentsprechenden
Vorstoss einzureichen.
Glarner begründet die Forderung
mit Corona: «Wir Parlamentarier
müssenuns solidarisch zeigenmit
den vielen Unternehmen und
Selbstständigen, die derzeit Not
leiden.»DerBundgebederzeitMil-
liardenaus.Mit einemVerzichtwür-
de nicht nur der Haushalt entlas-

tet. «Wir senden
auch ein wichti-
ges Signal aus,
dass uns die Be-
völkerung in die-
ser Krise nicht
egal ist.»
DerVorschlag ist
nicht neu: Bereits
imMai regte Par-

teikollege Lukas Reimann an, die
Nationalräte sollten zumindest
während der Corona-Sonderses-
sion auf dieHälfte ihresTaggeldes
verzichten. Sein Ordnungsantrag
wurdeabgelehnt, obwohl sogar ein
paar Linke zustimmten.
DieGegner aus der SPwarfenRei-
mannPopulismus vor und sagten,
eine Kürzung der Entschädigung
könne nicht auf die Schnelle be-
schlossen werden. Dazu brauche
es eine Gesetzesänderung. Eine
Ablehnung aus formalenGründen
wird nun schwieriger. Denn And-
reasGlarner strebtmit seinerMo-
tion explizit eine Anpassung des
Gesetzes an.Glarner findet zudem,
dass sich sogar die Regierung an-
schliessen könnte. «Es wäre ein
starkes Zeichen, wenn auch der
Bundesrat bereit wäre, auf einen
Teil seiner Entschädigung zu ver-
zichten.» (ad)

Glarner will Löhne der
Parlamentarier kürzen

Andreas
Glarner
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